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Sertin, den 21. Nov. Se. Maj. der König haben dem regierenden Land— 
grafen don Heſſeu⸗ Homburg Ourchl. den Schwarzen Adler⸗Orden verliehen. 


ee 


Das Staats. Minifterium hat den Regierungspräfldenten Freiherrn v. S chlei⸗ 
nitz zu Liegultz mit der interimiſtiſchen Verwaltung des Ober,Präſidiums der Pros 


vinz Schleſien beauftragt. 
* Pofen, den 22. November. Das Steucrverweigerungsdekret, dieſe im 
Moment der Auflöſung zwiſchen Leben und Tod erlaffene, letztwillige Verord— 
nung des Berliner Rumpfparlaments wird im Lande ihm wenig neue Sympa⸗ 
thieen erworben, vielmehr einen beträchtlichen Theil ſeiner früheren Anhänger 
ſtutzig und ihm abwendig gemacht haben. Nach den über dieſe Schlußſitzung 
laut gewordenen Berichten ſchien die Verſammlung des Glaubens, mit dielem 
Erlaß 85 ewaltige Großthat verübt, ihrem eigenen heroiſchen Muth ein wür⸗ 
diges Den ca u haben. Ein auch in der Verzerrung noch immer ers 
greifender Zug liger Wipeiſtrung hatte ſich der einzelnen Deputirten bemäch⸗ 
tigt; man umarmte, küßte ſich, und das Auge der Führer erglänzte im Vorge⸗ 
fühl der bedeutungsvoll herannahenden Entſcheidungsſtunde. Wir bedauern 
nur, daß ſo viel edles Pathos an einen Zweck verſchwendet ward, der auf den 
rauſchenden Beifallschor eines zu gleichem Schwunge miterhobenen Volkes nicht 
rechnen darf. Das Volk wird Jene Steuern zahlen, wird ſie ſelbſt an das ver⸗ 
baßte Drininerium Brandenburg zahlen, weil im Lande der geſetzliche Sinn noch 
ſo weit feſiſteyt, um nicht gleich jedes Mittel gut zu heißen, das zu dem er⸗ 
wünſchten Zwecke führt. Ohne Zweifel ſträubt ſich das poltiſche Bewußtſein 
des denkenden Theils der Bevölkerung mit aller Energie gegen das Mimiſterium 
Brandenburg. Wer ſich einer Experimental» Politik auch jonft grade nicht ab⸗ 
folut entgegen ſtellt, und der umſtimmenden Kraft des demokratiſchen Syſtems, 
der beizenden Gewalt des Zeitgeiftes zu vertrauen geneigt wäle, muß ſich im vor⸗ 
liegenden Falle, Herr Manteuffel gegenüber, doch geſtehen, daß ein Mohr 
nicht weiß zu waſchen iſt. Er erblaßt höchſtens aus Furcht; aber die Farbe iſt 
ächt, fie ſitzt in der Haut. Und doch verſchmähen wir es, einem ſolchen Mini⸗ 
ſterium mit der ſicherlich wirkſamen Waffe der Steuerverweigerung entgegenzu⸗ 
treten, zunächſt aus dem einfachen Grunde, weil keinem Geſetz rückwirkende 
Kraft zuſteht, weil eine jetzt dekretirte Steuerverweigerung nicht auf die bereits 
verwilligten und in normaler Weiſe ausgeſchriebenen Steuern cinen Rück ſchlag 
verüben kann. Sodann aber abgeſehen von der Beanſtandung des Rechtspunk⸗ 
tes, finden wir es unklug alle Trümpfe des parlamentariſchen Angriffs und Wi⸗ 
derſtandes fo kurz hinter einander fat in Einem Athem auszuſpielen. Ein ge⸗ 
ſchickter Feldherr formirt nicht erſt eine ausgedehnte Schlachtlinie, wenn man 
mit leichterm Manövre die Sache durchzufechten vermag. In dieſem allezeitfer⸗ 
ligen Zugreiſen zu dem parlamentariſchen Halde der ſchwerſten Sorte finden 
wir grade das Zeichen einer gewiſſen Ungelenkigkett, die ſichere a für die 
vollkommene Neulingſchaft unſerer Deputirten auf dem Gebiet des par amenta⸗ 
riſchen Lebens. Was haben wir in der bisherigen halbjährigen Seſſion nicht 
ſchon für geräuſchvolle Kanonaden dieſer Art durchgemacht: einen viermaligen 
Miniſterwechſel, wiederholtes Anrennen gegen das conſtitutionelle Prinzip mit 
einer üderkippenden Hinneigung zur Republik, eine Permanenzerklärung, eine 
Miniſteranklage und ſchließlich eine Steuerverweigerung. England brauchte 
mindeſtens 150 Jahre um alle dieſe Cffektſcenen in ſolcher Vollſtändigkeit zu 
produciren. j u 5 
Wir zahlen auch dem Miniſterium Brandenburg Schoß, Steuern und Gefälle 
nach wie vor; nur gegen Eine Steuer werden wir fort und fort unſere Stimme 
erheben, gegen den freiwilligen Zoll der frohlockenden Ergebenheit, gegen die allzu 
eifrigt Dienſtbeſliſſenheit, mit der zu Gunſten der nun wiederaufathmenden Re⸗ 
aktion dem gedachten Miniſterium in die Hand gearbeitet wird. Das Land 
wird im Augenblick mit einer Unmaſſe von Plakaten und Flugſchriften über⸗ 
ſchwemmt, worin die Reaktion ſplitternackt zu Tage triit. Wenn man den 


Stromlauf dieſer Schriftſtücke weiter aufwärts verfolgt, ſo wird man bis in. 


die en als ihre Quellgegend zurückgeführt, und Veamlen⸗ 
hände ſind 8, die zur Verbreitung jener, namentlich auf das Landvolk berech⸗ 
neten das Tharſächliche durchaus entſtellenden Blätter vorzüglich benutzt wer⸗ 
den. Auch unſerer Stadt werden. Ergebenheits-Adreſſen für das Mini⸗ 
ſterium und andere Piecen von ähnlicher politiſchen Tendenz mit dem rüh⸗ 
rigſten Eifer in Umlauf geſetzt, wie wir hören ſelbſt in den Polizeilokalen zur 
Unterſchrift ausgelegt, nach anderer Verſion ſogar in die Schenken durch die 
Diener der ambulanten Polizei, zur Subſtribentenwerbung herumgctragen. Ein 
ſolcher Werbekorporal tritt z. B., wie uns ein Augenzeuge berichtet, in das 
Schenklokal mit der kräftigen Anrede: „Brüder, wollt. Ihr einen König behal⸗ 
ten oder nicht? wenn Ihr einen haben wollt, fo unterſchreibt hier das Blatt.“ 
Natürlich werden unbeſehen die Namen darunter gefegt, und der Sammler glaubt 
I, Lerdienſtliches erfolgreiches Werk verrichtet zu haben. Aber die Herrn find 
ſchrüſen am; ein thurmhoher Stoß von Adreſſen mit derartig gepreßten Unter⸗ 
Lieb noch immer kein Fundament für ein Miniſterium, das nicht dar⸗ 

nach ausſleht der Vergangenheit entſchieden den Rücken kehren und ſich auf den 
9 10 15 nan ſtellen zu können oder zu wollen. 
erlin, den 20. November. Wie kommen wir zu einer Verfaſſung? 

Alle Welt ventilirt de Frage, ohne auf der Baſis der e ac Zu⸗ 
ſtände einer Antwort habhaft zu werden, die eine völlig beruhigende Ausſicht 
gewäbren könnte. Immer weiter treten die Hoffnungen einer heilſamen Ent 
wickelung zurück, denen das aufgeſtellte Princip der Vereinbarung zwiſchen Krone 
und Voltsvertretung volle Berechtigung darzubicten ſchien. Leider aber ſchien 
es dien mur. Denn wen — auch die Kront, freilich unter der nicht bloß ver⸗ 
zeihlichen, ſondern unſererſeits um des Staatsheils willen mi; allem Nachdruck 
aufrecht erhaltenen Suppoſttion ihres eigenen Fortbeſtandes durch eine lange 
Reihe von Handlungen die ehrlichſte und offenſfe Hingebung an dieſes Prinelp 
zu erkennen gab, fo hat doch die Rationalverſammlung in ihrer jetzt zur Mehr⸗ 
heit gewordenen urſprünglichen Minderheit faſt keinen Augenblick ihm eine ſie 


Donnerſtag den 23. November. 


gungen 


ſelbſt bindende Kraft beimeſſen wollen. In ihren Augen und ihren Beftrebun- 
gen zufolge war die Krone ein willenloſer und überdies ganz überflüffiger Putz 
an dem neu aufzurichtenden Staatsgebäude, deſſen man ſich bei erſter beſter 
Gelegenheit zu entledigen entſchloſſen war. Mehr als einmal hat fie es nicht 
allein deutlich ausgeſprochen, ſondern auch thatſächlich erhärtet, daß ſie eine Ver⸗ 
faſſung nicht zu vereinbaren, ſondern — um mich des Ausdrucks einmal von 
entgegengefegtem Standpunkt aus zu bedienen — der vorläufig und nothgedrun⸗ 
gen noch zu duldenden Krone zu octroyiren gewillt ſei. Jetzt allerdings, wo es 
darauf ankommt, die ſcheinbar revolutionären Schritte, mit denen die Regierung 
der in Wahrheit nicht bloß auf dem Gebiete preußifcher, ſondern auch allgemein 
deutſcher Fragen revolutionäten Verſammlung entgegentrat, zu entkräften und 
in Verruf zu bringen, jetzt plötzlich iſt auch der radikalen Partei das Vereinba⸗ 
rungsprinzip ein Palladium der Freiheit geworden, au welchem die Krone ſich 
eines Sacrilegs ſchuldig gemacht habe. Und eben jetzt, in demſelben Augenblick, 
wo fie über Verletzung des Heiligthums Zeter erhebt, iſt ſie ſchamlos genug, 
daſſelbe Heiligthum mit Füßen zu treten. Wenn es wahr iſt, was Kirchmann 
gegen Vaſſermann geäußert haben ſoll, daß die Majorität des forttagenden 


Theils der Nationalverſammlung jedwede Ausſöhnung nicht allein mit dem Kö⸗ 


nige, ſondern auch mit ſeinem ganzen Hauſe von der Hand weiſe und auch der 
Reſt nur unter wahrhaft ſchimpflichen Bedingungen die Hand des Königs an⸗ 
nehmen wolle, fo iſt wahrlich Zeit, daß alle diejenigen, deren politiſche Ueberzeu⸗ 
in dem Conſtitutionalismus wurzeln, ſich einmüthig und ſeſt um die 
Krone ſchaaren und unverzagt und rückſichtslos ihre Waffen gegen jene Repu⸗ 
blikaner und Anarchiſten wenden, die das Wohl unſeres Staates ſo unverhüllt 
zu Grunde richten wollen. Wie ſoll mit einer ſolchen Majorität der 27. No⸗ 
vember Gedeihen bringen? Sicherlich wird die Regierung ihrerſeits unter Feſt⸗ 
haltung der angeordneten Verlegung der Nationalverſammlung nach Branden⸗ 
burg keinen Verſuch bei Seite laſſen, mit der „unvetſöhnlichen“ Majorität auf 
geſetzlichem Wege zum Ziel zu gelangen. Eine erneute Berufung der Kammer 
auf den 27. ſteht in Ausſicht. Natürlich aber wird die Majorität dem Ruf 
keine Folge leiſten. Darauf werden, wie zu erwarten iſt, Neuwahlen für die 
Fehlenden angeordnet werden. Allein eben ſo ſicher kann man ſich auf eine 
Weigerung der Wähler gefaßt machen. Was dann die Krone zu thun gezwun⸗ 
gen ſein wird, darüber kann kein Zweifel walten. Sie wird eine auf den „brei⸗ 
teſten Grundlagen“ erbaute Verfaſſung, mit deren Entwerfung bereits ein Col⸗ 
legium von 22 Männern in Potsdam beſchäftigt ſein ſoll, dem Lande geben, 
oekroyiren. — Die Stadt lebt in ungeſtörter Ruhe fort. — Die Vorderfeite der 
Ag ben zwiſchen Zeughaus und Univerſität wird mit einem eiſernen Gitter 


p Berlin, den 20. Nov. Man kann jetzt wohl mit Recht hoffen, aus den 
Wirren, die noch vor wenigen Tagen in ein endloſes Chaos zu führen ſchienen, 
glücklie Den ukommen, doch bieten ſich noch immer große Schwierigkeiten 
dar. Eine der Bauptſüchlichſten möchte wohl die ſein, wie die Wiedereröffnung 
der Kammer zu Stande zu bringen iſt. Beruft man die Kammer nach Brans 
denburg, fo beleidigt, man zunächſt das Frankfurter Parlament, und läuft über⸗ 
dieß Gefahr eine nicht beſchlußfähige Anzahl Mitglieder dort zu finden und müßte 
um dies zu erlangen, die Stellvertreter der Nichterſchienenen einberufen. Das 
wäre eine bedenkliche Maßregel! Beruft man ſie nach Berlin, fo treten die 
Centren gewiß ein, ſchon um dadurch zu dokumentiren, daß ſie an jenem ſeltſam 
thörichten Beſchluß der Steuerverweigerung nicht Theil genommen, dann tritt 
aber auch die Linke ein, die ſich, wie wir vielfach erfahren, wenig daraus macht 
inconſequent zu fein; „fe ſegelt,“ wie Jordan in Frankfurt fagt, „mit jedem 
Winde, ſelbſt mit conträren.“ Iſt aber dieſe Linke wieder in der Kammer, dann 
wird ſie auch ihren Einfluß auf die über Gebühr ſchwankenden Centren wieder 
geltend machen und höchſt fraglich wird es dann fein, wohin die Majorität ſich 
neigt, die Wahrſcheinlichkeit ſpricht dann ſogar für die Linke. Was iſt zu thun? 
Wie wir vernehmen beabſichtigt die Krone Folgendes und das ſcheint uns auch 
ſehr geeignet, um aus dieſem Labyrinth berauszufinden: Die Krone wird eine 
vollſtändige, liberale Verfaſſung ohne Cenſur der Kammer vorlegen und ſie 
bei ihrem Patriotismus beſchwören dieſelbe en bloc anzunehmen, mit der Be⸗ 
dingung, daß die nächſte Legislation befugt ſein ſolle, etwa ſich herausſtellende 
Maͤngel zu verbeſſern. — Dann hat die Krone alles mögliche gethan, 
fie hat keine Verfaſſung octroyirt, hat den Standpunkt der Vereinba⸗ 
rung, namentlich durch die hinzugefügte Bedingung, feſtgehalten; und die Kam⸗ 
mer? wenn die Linke mächtig genug fein ſollte, in dieſer Frage durchzudringen, 
die Centern ſchnöde genug, ihrem Anfinnen zu folgen, dann werden dem ganzen 
Lande die halbgeöffneten Augen vollends geöffnet werden, es wird, es muß ſich 
mit Entrüſtung über eine Kammer ausſprechen, welche die ihr gebotne Hand⸗ 
habe, einen feſten Grund für das Land zu gewinnen, böswillig zurückſtößt; dann 
würde es klar fein, daß jene Männer keinen feſten Zuſtand wollen! Die 
Kammer darf das nicht wagen, ſie würde, thut ſie es dennoch, eine Sünde be⸗ 
gehen, die das ganze Land verdammen müßte und dann wäre die Krone gerecht⸗ 
fertigt, wenn fie jene Verfaſſung octroyirte, denn neue Wahlen anzuordnen iſt 
bei der jegigen Aufregung unmöglich, ja, würde, ſelbſt wenn es möglich wäre, 
7 die Verzögerung der ganzen Verfaſſungsarbeit nicht einmal zu rechtferti⸗ 
gen ſein! — 

Wir ſind kein Freund von octrogiren, aber wir müſſen ſagen, daß die 
Krone dann das Mögliche verſucht hat und für das Unmögliche nicht in Anſpruch 
genommen werden darf. 

Berlin den 20. Novbr. Es liegt mir der Vericht der Commiſſion 
der preußiſchen National⸗Verſammlung über die Steuerver m eigerung vor. 
Da dieſe Steuetverweigerung jetzt in den Vordergrund aller Diskuſſtonen ge⸗ 
treten iſt, fo ſcheint es angemeſſen, die wichtigſten Momente dieſes Verichtes 
zur weiteten Kenntniß zu bringen. Es heißt zunächſt darin, daß die Com⸗ 
miſſton fc) zuerſt die Frage der Competenz der Verſammlung zu ſolchem Bes 
ſchluſſe vorgelegt habe. Die Frage fei bejaht, weil ſchon in der Verordnung 
vom 6. April d. J. den künftigen Vertretern des Volks das Steuerbewilligungs⸗ 
recht zuſtehen ſolle. Dieſe Vertreter des Volks ſei aber die gegenwärtige Na⸗ 


1672 


tionalverſammlung, was theils aus dem übrigen e dieſer ordnun 
12 } ches aus W e 1 g e 
Erklärung des damaligen Miniſters Schwerin, daß bereits jetzt einige weſent⸗ 
liche Momente der conſtitutionellen Verwaltung in das Bereich der Geſetzlichkeit 
gebracht werden ſollten. Die Competenz der Steuerbewilligung gehe befonders 
aber aus der Stellung der Verſammlung zum Lande und zur Krone hervor, da 
die Verſammlung ſchon nach ihrem legalen Mandate Mitträge⸗ 
rin der Souverainetät ſei und bei dem vom Könige wiederholt ausgeſpro⸗ 
chenen Principe der Verantwortlichkeit der Miniſter ſchon ihrer rechtlichen Na⸗ 
tur nach das Steuerbewilligungsrecht mit den übrigen ihr zuſtehenden Befug⸗ 
niſſen vereinige. Das Steuerbewilligungsrecht bringt conſequent das Steucr- 
verweigerüngsrecht mit ſich. — Es frage ſich nun zweitens, von welchem 
Zeitpunkte an die Verſammlung befugt ſei, das Recht auszuüben. Daß es vom 
1. Januar 1849 ab geſchehen könne, habe der Finanzminiſter Bonin 
ſelbſt anerkannt. Es könne aber auch für die Stenern des laufenden Jah⸗ 
res geſchehen, da dieſe Steuern noch gar nicht bis zum Schluffe des Jahres be- 
willigt, ſondern die Nationalvetfammlung die Steuererhebung bisher nur habe 
faktiſch geſchehen laſſen, ihr alſo jedenfalls das Recht der Inhibition zuſtehe. 
Vom Standpunkt des Rechts erſcheine ſomit der Beſchluß der Steuerverweige⸗ 
rung unzweifelhaft. — Aber auch aus höheren politiſchen Gründen erſcheine ſie 
durchaus nicht als unzweckmäßig. Von allen conſtitutionellen Völkern würde 
das Steuerbewilligungs-(Verweigerungs-) Recht als das letzte friedliche Mittel 
augeſehen, einer ungeſetzlichen Ausübung der von der Krone ausgehenden Ge⸗ 
walt einen paſſiven Widerſtand entgegenzufegen. Es werde für das letzte, höchſle 
und heiligſte Verfaſſungsrecht gehalten. Dies Recht würde aber keinen Sinn 
haben, wenn es nicht unter angemeſſenen Umſtänden auch ausgeübt werden ſollte. 
Die Umſtände aber erheiſchten dieſe Ausübung dringend, denn ein faſt einflim- 
mig von der Nationalverſammlung des Hochverraths ſchuldig erachtetes Mini⸗ 
ſterium weiche nicht vom Platze, ja um ſich auf dem Platze zu erhalten, 
bereite es den Bürgerkrieg und wolle die mittelſt des Bürgerkrieges fort 
erhobenen Steuern wieder zur Unterhaltung des Bürgerkriegs verwenden. — 
Dieſem Kommiſſionsberichte fügt der Berichterſtatter Kirchmann noch eine wei— 
tere perſönliche Motivirung hinzu, worin er beſonders auf das Ungeſetzliche in 
den Maßregeln Wrangel's hinweiſt. ’ 
Berlin, den 20. Nov. Mit der Eutwaffnung wird ſehr ſyſtematiſch 
weiter vorgerückt, nachdem die offenen Theile der Stadt gereinigt ſind, iſt man 
heut in die enge Königsſtadt langſam eingedrungen. In einzelnen Fällen geſchieht 
die Hausſuchung fehr ſtreng, ſo bei dem Abgeordneten Bauer (Krotoſchin), defs 
fen. Betten ſogar unterſucht wurden, obwohl er erklärte, keine gelieferten Bürger⸗ 
wehr⸗Waffen zu beſitzen und dieſer Erklarung hinzufügte, er ſei Abgeordneter, Lande 
sach und K. Preuß. Major, man möge ihm glauben. — Bei der Eutwaffuung 
der Maſchinenbauer war ein ganzes Bataillon Garde kommaudirt, alle mit Zünd⸗ 
nadelgewehren. it. VENTURE 
ee e 
gen. Beſonderen Eindruck hat das Eintreffen des Kolulſchen aogeordneten, ee 
gierungspräſtdenten Wittgenſtein und des Staatsminiſters Milde gemacht. 
Es find jetzt vier ehemalige Miniſter darin: Bornemann, Rodbertus, 
Giercke und Milde. Wie unangenehm dies der Regierungspartei (denn ich 
will fie nicht weiter Reaktion nennen, um Ihre Abonnenten aus dem Verein für 
König und Vaterland nicht zu kränken, el. Ergänzungsbl. No. 43.) iſt und wie 
ſehr ſie den Eindruck zu ſchwächen ſucht, geht daraus hervor, daß ſie Gerüchte 
verbreitet, wie das von der Geiſteszerrüttung Bornemaun's, und das von dem 
vermeintlichen Geſpraͤche Kirchmann's mit Baſſer man n. 
— Während des Belagerungs⸗Zuſtandes der Stadt Berlin und Umgegend 
darf daſelbſt der bereits ausgeſchriebene Bürgerwehr⸗Congreß nicht abgehalten werden. 
(( Schleſ. Ztg.) Das Kammergericht hat eine beſondere Sitzung anberaumt, 
um durch Beſchluß die Geſetzmäßigkeit der Wrangel'ſchen Etlaſſe anzuerkennen oder 
abzulehnen. Bei der Frage, ob der Erlaß vom 15. d. M., nach welchem Jeder, 
welcher den Truppen Gefahr oder Nachtheil bringt, vor ein Kriegsgericht geſtellt 
werden ſoll, rechtsgültig ſei, ſtellte ſich Stimmengleichheit herans; der Vorſiz— 
zeude, Herr v. Strampff, gab den Ausſchlag und das Kammergericht erklärte 
den beregten Erlaß für eine ungeſetzliche Handlung. Bei der zweiten Frage, 
wegen eines Erlaſſes vom 16. d. M., nach welchem ſich jeder Fremde noch ein 
Mal zu melden habe, widrigenfalls er ſich einer kriegs rechtlichen Strafe ausſetzt, 
‚erklärte das Kammergericht mit 20 gegen 16 Stimmen auch dieſe Prokla⸗ 
mation für ungeſetzlich. Bemerken müſſen wir, daß die Majorität, mit 
Ausnahme von A oder 5 Rathen, nur aus Aſſeſſoren beſteht, während die Mit⸗ 
glieder der Minorität ausſchließlich Räthe find. Dieſe Beſchlüſſe find dem Juſtiz— 
Miniſter übergeben worden. Der Oberappellatlions- Senat wird in einer beſon⸗ 
dern Sitzung Beſchluß über dieſelben Fragen faſſen. 


Breslau, den 19. Nov. (Schleſ. Ztg.) Unſere Stadt befindet ſich heut in 
großer Aufregung. Glücklicher Weiſe iſt aber noch kein Schritt gethan worden, der 
die großen Befürchtungen, mit denen man ſich geſtern trag, wahr gemacht hätte. 
Der Vormittag ging ziemlich ruhig vorüber. Nur im Schooß der ſtädtiſchen Sicher 
heits⸗Commiſſion foll große Gährung geherrſcht haben. Wir hören, daß ein Theil 
ihrer Mitglieder, namentlich Magiſtratualen, ihr Amt niedergelegt haben und aus⸗ 
geſchieden ſind. Der Grund dieſes Schrittes ſoll der Antrag auf Einſetzung einer 
proviſoriſchen Regierung geweſen ſind. — Um 3 Uhr Nachmitiags vere 
ſammelte ſich die permanente Volksverſammlung auf dem Neumarkt. Ein Redner 
trat auf und ſprach zur Menge. Man könne mit dem Magiſtrat länger nicht ein, 
verſtauden fein, er handle nicht mehr volksthümlich. Magiſtrat und Regierung 
müßten durch eine vom Volke erwählte Behörde erſetzt werden, und dieſe müßte 
die Steuerangelegenheit in die Hand nehmen. Gleichzeitig verſammelte ſich der 
Landwehrverein, um vom Wehramt für die noch Unbewaffueten die Gewehre in 


Men 


Staats⸗Miniſterium mich aufgefordert, meine Amtsthätigkeit einzuſtellen und die 
Provinz Schleſten dem Reglerungs⸗Präſtden⸗ 
ten v. Schleinitz zu übergeben. Ich leiſte dieſer Aufforderung Folge mit dem 
Bewußtſein, in allen Beziehungen meines Amtes ſtets ach Pflicht und Gewiſſen 
gehandelt und mit allen Kräften das Wohl der Provinz erſtrebt zu haben. 

Frankfurt, den 15. Nov. Dr landwirthſchaftliche Congreſ hat ge⸗ 
ſtern feine Schlußſitzung gehalten, noch einen Theil der übrig gebliebenen Vor⸗ 
lagen erledigt, den Reſt feiner Arbeiten aber dem permanenten Ausſchuß über⸗ 
wieſen. Von der Verſammlung wurden zunächſt fernere Beſchlüſfe über die 
Steuer⸗Geſetzgebung gefaßt. In Rückſicht auf die ärmere Klaſſe, die von den 
Verbrauchsſteuern auf unentbehrliche Lebensbedürfniſſe vorzugsweiſe gedrückt 
wird, und weil ferner durch Vertheuerung der Arbeſt und Verminderung der 
Conſumtion die Bodenproduktton ſelbſt benachtheiligt wird, endlich, weil ſelbſt 
im finanziellen Intereſſe eine mäßige Abgabe einer hohen vorzuziehen, welche 
durch Verminderung der Conſumtion des beſteuerten Artikels und Vermehrung 
des Reizes zur Defraudation die Einnahme verkürzt, beſchloß der Congreß zu 
beantragen: „daß dergleichen Verbrauchsſteuern, namentlich von Fleiſch und 
Brod, nach und nach ganz abgeſchafft, und die übrigen jedenfalls ſo mäßig ge⸗ 
fee würden, daß fie jene Bedürfniſſe nicht erheblich vertheuern.“ Da dies 
nun ganz beſonders von der in Form eines Regals ſtattfindenden Veſteuerung 
des Salzes gilt, bei welcher die Vodenproduktion mehr als die gewerbliche In⸗ 
duſtrie betpeiligt iſt, und die Freigebung der Salzproduktion und des Salzhan⸗ 
dels den Salzverbrauch ſteigern wird, ſo wurde ferner beſchloſſen: „daß das 
Salzregal aufzuheben und der dadurch entſtehende Ausfall in den Staats⸗Ein⸗ 
nahmen nöthigenfalls durch eine den Bedürfniſſen des Staatshaushalts entſpre⸗ 
chende mähtge Steuer von der Fabrikation des Salzes und vom auswärtigen 
Handel mit a gedeckt werden möge.“ Mae es,“ In lautet 8 
Artikel, in ſta be e e t nicht ausführbar fein, die eurung 
Ne. ke est Wehe puch 
Ein Antrag der Commiſſton auf Beibehaltung der Steuer auf Wein und Ta⸗ 
back wurde verworfen, dagegen der Antrag angenommen: „daß die Produktions. 
fieuer auf Wein und Taback künftig wegfallen ſolle.“ In Betreff des Runkel⸗ 
rübenzuckers wurde folgender Beſchluß gefaßt: „daß das im Zollvetein vor det 
diesjährigen Erhöhung der Rübenſtcuer beſtandene Verhälkniß derfelben zum 
Zoll auf indiſchen Zucker wieder hergeſtellt und ſo lange beibehalten werde, als 
nicht eine Herabſetzung der Zuckerzölle, insbeſondere mit Rückſicht auf die dem 
Zollverein hinzutretenden Länder, vorgenommen wird, in welchem Falle auch 
eine verhältnißmähige Ermäßigung der Rübenſteuer erfolgen müſſe““ Endlich 
wurde auch beſchloſſen, die Aufhebung der Bergzehnten in Preußen, ſo wie in 
allen den Ländern, in denen Bergzchutcu beſtehen, durch Vermittelung der Cen⸗ 
tralgewalt auf das dringendſte anzuempfehlen. Ein Bericht über das Credit⸗ 
weſen konnte wegen Mangels an Zeit nicht zur Berathung kommen, ſondern 
wurde nebſt einem Berichte über Munz, Maß und Gewicht dem Fünfer ⸗Aus⸗ 
ſchuß überwieſen. Wir werden das Weſentlichſte aus beiden Berichten mitthei⸗ 
len. Der Präſident ſchloß die Sitzung mit einer ſeht paſſenden Anrede an die 
Verſammelten, von denen man ſagen muß, dat fie ihre Zeit fehr gul angewen⸗ 
det haben. 5 

Frankfurt a. M., den 17. Nobbr. (O.-P.⸗A.⸗Z.) 116 te Sttung der 


verfaffunggebeuden Relchs⸗Verſammlung. (Schluß.) Vice Präſi⸗ 


dent Sim ſon vertündigt die Tagesordnung, wonach zur Berathung über Art. 
V. 88. 25 — 28. des Verfaſſungs⸗Eutwurfs, die Veſtimmungen über die Deut, 
ſche Schifffahrt und Flößerei enthaltend, geſchritten wird. Es werden verſchiedent 
Eingaben der Handelskammern von Köln, Koblenz, Mainz und Maunhelm ver⸗ 
leſen, worin die Petenten im Sinne der Anträge des volkswirthſchaftlichen Aus: 
ſchuſſes ſich ausſprechen. Auf den Antrag des Abgeordneten Waitz wird auf eine 
gemeinſchaftliche Diskuſſton der 88. 25 — 28. eingegangen. *) Zur Theilnabme 
au der Debatte haben ih 30 Reduer, und zwar 13 für, 17 gegen die träge 
des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes einſchreiben laſſen. Die e e allgemeinen 
Diskuſſtlon auf die näckſte Sitzung wird nach längerer Debat e ausgeſprochen und 
die heutigen Verhandlungen um 23 Uhr Nachmittags geſchloſſen. 


) Diefe Paragraphen lauten im Entwurfe: „Artikel V. F. 25. Die Reichsge⸗ 
walt 5 a Pate Sberauſſicht üver die ſür Schiffe oder Floße 
fahrbaren Flüſfe und die Mündungen der in dieſelben fallenden Nebenflüffe, über die 
dem allgemeinen Verkehr dienenden Kanale und Seen, fo wie über den Schiſfſahrts⸗ 
betrieb auf dirfen Waſſerſtraßen. F. 26. Alle Deutſchen Flüſſe find für Deutſche Schiff⸗ 
fahrt und Flößerei rei von Flußzollen. Bei den mehrere Staaten durchſtromenden 
oder begränzenden Fluͤſſen tritt für die Aufhebung diefer Flußzölle eine billige Aus⸗ 

leichung ein. Wie und mit welchen Mitteln für die Erdallung und Verbe rung 
g cfbarteit diefer Flüſſe geſorgt werden ſoll, beſtimmt ein Neichsgeſez. F. 27. 
Die Hafen», Krahn, Bang ? Lager, Schleußen und dergleichen Gebühren in den an 
dieſen Flüſſen und den Mündungen der Nebenſflüſſe gelegenen Orten unterliegen der 
Geſetzgebung und Oberauſſſcht des Neſchs. Es darf in Betreff Diefer Gepügren eine 
Begünſtigung der Angehörigen eines Deutſchen Staates vor denen anderer Deutſchen 
Staaten nicht ſtatifuden. F. 28. Flußzolle und Schifffahrt 
fremde Schiſſe und 1 Ladung nur durch die Reichs gewalt gelegt werden ⸗ 

Nit etre ee nee, 25 5 h 


rts⸗ Abgaben dürfen auf 


1673 


— 4474 Sitzung der verfaſſunggebenden Reichs⸗Verſamm⸗ 
lung. "Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung über Artikel V. und VI. des 
Verfaſfungs Entwurfs Erganzungswahl zweier Mitglieder für den Verſaſſungs⸗ 
Ausſchuß. . v. Gagern eröffnet die Sitzung um 9% Uhr Vor⸗ 
mittags, indem er die Verſammlung in Kenntnitz ſetzt, daß ihm heute Morgen 
von einer Deputation der Stadt Leipzig eine Zuſchrift des Rathes und der Der: 
ordneten bieſer Stadt übergeben worden, welche die Anzeige von einer Adreſſe an 
die Meichsgewalt enthalte, die auf die zu Wien erfolgte Verurtheilung und Toͤd⸗ 
tung des Reichstags⸗Abgeordneten Robert Blum Bezug habe. Grubert aus 
Breslau ſtellt folgende Juterpellation an den Reichsminiſter des Junern: Hat das 
Reichsminiſterium amtliche Keuutuiß, daß Berlin in einem Umkreiſe von 2 Meis 
len in Belagerungszuſtand erklärt iſt; welche gefegliche Gründe haben zu dieſen 
Maßregeln vorgelegen; was gedenkt das Reichs-Miniſterium zur Heiſtellung der 
Orduung zu thun? Weſendouck interpellirt das Reichs-Miniſterium der Juſtiz, 
ob es demſelben bekaaut ſei, daß die Preußiſche Regierung die Reichsgeſetze nur 


nach Auswahl publizire, und daß ſie insbeſondere das Geſetz über die Ceutralge⸗ 


walt und über die Publikatlon der Reichsgeſetze in die Preußiſche Geſez-Sammlung 
nicht aufgenommen habe, und was das Reichs⸗Miniſterium dieſen Vorgängen ges 
genüber zu thun gedenke? Reichsminiſter v. Schmerling ergreift das Wort, 
um eine Reihe von Juterpellationen zu beantworten. Giskra ſtellt mit Bezug 
auf die von dem Reichsminiſter des Innern gegebene Erörterung feiner Interpella— 
tion folgenden dringlichen Auttag: In Erwägung, daß der Oeſterreichiſche Reichs⸗ 
tag zur Zeit nicht beſteht und daß derſelbe nach einem heute bekannt gewordenen 
Grlaſſe der Oeſterreichiſchen Regierung von neuent vertagt worden iſt; in Erwä- 
gung, daß die Dekrete des Wiener Reichstags ſeit dem 6. Oktober von dem Oeſter⸗ 
reichiſchen Miniſterium nicht mehr beobachtet worden find; in Erwägung, daß 
unter den gegenwärtigen Umſtänden nicht zu erwarten ſteht, daß die Oeſterreichiſche 
Regierung dem Wiener Reichstage gegenüber ein anderes Verfahren einſchlagen 
werde; beſchließt die National⸗Verſammlung, daß das Reichs⸗Miniſterium unmit⸗ 
telbar eluſchreite und die erforderlichen Maßregeln treffe, daß der verheißene Schutz 
des Anfchens der Geſetze und der perfönlichen Freiheit, insbeſondere in Anfehung 
der geſetzwidrigen Aſſentirungen, Nachſuchungen und Verhaftungen mißliebiger Per⸗ 
ſonen in Deutſch⸗Oeſterreich, zur Wahrheit werde. (Beifall.) Venedey: Am 
3. November haben wir einen Beſchluß zur Wahrung der Deutſchen Intereſſen in 
Oeſterreich gefaßt. Allein man verhoͤhnt Ihre Maßregel. Das iſt meine Ueber: 
zeugung, die ich bei der ſpäteren Verhandlung über die Oeſterreichiſche Frage nä⸗ 
her begründen werde. Die amtlich angezeigte Abreiſe eines Reichskommiſſärs iſt 
noch nicht erfolgt; derſelbe geht noch in Frankfurt ſpazieren. Ueber die Behand⸗ 
lung der Oeſterreichiſchen Frage wird man uns zur Rechenſchaſt ziehen, und leicht 
dürſten wir Schimpf und Schande auf uns laden. (Der Präſident erſucht den 
Reducer um Mäpigung.) Die früheren Reichs -Kommiſſare härten au Ort und 
Stelle bleiben müſſen; um unſeren Beſchlüſſen Kraft zu geben. Allein entweder 
ſind die Miniſter nicht im Stande, zu regieren, oder find fie im Stande, es zu 
thun, daun haben fie uuſeren Beſchlüſſen keine Kraft geben wollen. (vebhäfter 
Beifall links und auf den Gallerien.) Der Praͤſident ruft den Redner über die 
Aeußerung, daß die Miniſter ihre Pflicht nicht hätten thun wollen, zur Ordnung. 
Da es ſich aber zeigt, daß Venedey feinen Worten dieſen Sinn nicht untergelegt 
hatte, fo nimmt der Vorſitzende den Ordnungsruf zurück. Reichsminiſter von 
Schmerling: Auf die vielen Vorwürfe des Vorredners antworte ich nur in 
wenig Worten. Es iſt bemerkt worden, man hätte die Verſammlung getäuſcht. 
(Der Präſident bemerkt, daß Niemand dieſen Ausdruck gebraucht habe.) Man 
habe die Abreiſe eines Reichs⸗Kommiſſärs angezeigt, derſelbe gehe aber in Frank⸗ 
furt noch jpazieren, während jo traurige Vorgänge in Wien ſich ereigneten. Ich 
erwidere hierauf, daß ich in hohem Grade das Schicksal beklage, welches einem 
Abgeordneten zu Wien widerfuhr. Dafur aber wind man das Reichs⸗Miniſterium 
nicht verantwortlich machen wollen, welches keine offizielle Kenntniß von der Reiſe 
dieſes Mitgliedes nach Wien hatte. Wollte mau dem Reichs-Miniſterium zumu⸗ 
then, daß es eine polizeiliche Aufſicht über die Schritte der Abgeordneten übe, ſo 
müßten wir auf den Antrag des Abgeordneten Jah’ zurückkommen, über deu die 
Verſammlung ſich aus geſprochen hat. Was von Seiten des Reichs-Miniſteriums 
in dieſer Sache geſchehen ift, haben die Schritte des Reichs-Juſtizminiſters 
hoffentlich zur Genüge bewieſen. Ueber die Thätigkeit der Meichs⸗Kommwiſſäte 
Welcker und Mosle und über deren Abreiſe von Olmütz vom Uſten Novem⸗ 
ber liegt Ihnen ein Rechenſchaftsbericht vor. Wäre auch am 6. November ein 
ae Kommi nach Wien geſendet worden, feine Ankunft daſelbſt hätte 
Jula am Iren Mopember erfolgen können. Die Vervollftändigung der 
Fünf 2 hat die Abreiſe des meu ernannten Reichs Kommiſſars verzögert, und 
die Wahl dne t ſpäter um Rücknahme ſeiner Miſſion gebeten. Weil aber auf 
konnte in den nalen Kommiſſars ein beſonderer Werth gelegt werden muß, 
dieſes Geſandten wih n Vene REN 700% ane dis mal ung 
folgen; Diejenigen Bi derſelbe nicht in Frautſurt iſt, nach kurzem Verzuge er⸗ 
mögen wohl e Tobe bett Blum aufgefordert haben, nach Wien zu gehen, 
fie mogen bed — doß bier rer Schuld tragen, als das Reichs- Miniſterium; 
G 5 weiten n Erfüllung gegangen ſein dürfte: „Wer ſich in die 
efahr begiebt, lommt darin um.“ N. ührt die Debatte auf ihren Aus $ 
punkt zurück, nämlich auf die Frage m . Aar der i KR gaugs⸗ 
ordneten ſogenannten Abſtellung zum rn eee 
an nicht = 5 Geſetz und ſei durch dag Patent über bie Rekrulkrungs⸗ Gr; 
aufgehoben worden. Verrath am Vaterlande mülſſe es genannt werden, wolle 
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Milſtair. Dieſe Beſtimmung beſtehe ſchon 


“ 


man jetzt noch auf dieſe Beſtimmungen ſich berufen. Der Reduer tadelt es, daß 
der Reichs⸗Miniſter des Innern in ſeine Miniſter⸗Erklärungen perſönliche Anſich⸗ 
ten eingemiſcht habe. Dagegen bemerkt der Vorſitzende, daß der Reichs⸗Miniſter 
nicht in der Juterpellations⸗Beautwoetung, ſondern in feiner weiteren Erörterung 
perſönliche Anſichten ausgeſprochen habe. Die fofortige Aeußerung des Redners, 
daß er gewohnt ſei, das Reichs⸗Miniſterium von dem Präſidenten in Schutz ges 
nommen zu ſeheu, erregt lauten Unwillen in der Verſammlung und wird yon dem 
Vorſitzenden unter dem Beifall des Hauſes zurückgewieſen. Es wird zur Abſtim⸗ 
mung über den Antrag des Abgeordneten Giskra geſchritten. Die Verweiſung an 
einen Ausſchuß nach dem Biedermannſchen Antrage wird mit 238 gegen 198 


Stimmen abgelehnt und der Antrag ſelbſt, wie bereits mitgetheilt worden, fofort 


zum Beſchluſſe erhoben. 

In der heutigen 118 ten Sitzung der verfaſſunggebenden Reichs⸗ 
verſammlung wurde Art VI. des Verfaſſungs⸗Entwurſes in folgender Faſſung 
augenommen. §. 29. Die Reichsgewalt hat über das geſammte Deutſche Eiſen⸗ 
bahnweſen das Recht der Geſetzgebung und Ober-Auſſicht, ſo weit fie es zum Schutze 
des Reiches und im Intereſſe des allgemeinen Deutſchen Verkehrs für nothwendig 
oder zweckmäßig erachtet. §. 30. Uuẽter deuſelben Vorausſetzungen hat die Reichs- 
gewalt das Recht, Eiſenbahnen anzulegen oder deren Anlage zu bewilligen, ſo wie 
vorhandene Eiſenbahnen auf dem Wege der Euteigunng zu erwerben. Die Benuz⸗ 
zung der Eiſenbahnen ſteht der Reichsgewalt jederzeit gegen Eutſchädigung frei. 
§. 31. Bei der Anlage oder Bewilligung von Eiſeubahnen durch die einzelnen 
Staaten iſt die Reichsgewalt befugt, den Schutz des Reiches und das Jutereſſe des 
allgemeinen Deutſchen Verkehrs wahrzunehmen. Der Reichsgewalt ſteht die Geſetz⸗ 
gebung und Oberaufſicht über die den allgemeinen Deutſchen Verkehr vermittelnden 
oder zum Schutze des Reiches nothwendigen Heer- und Landſtraßen, ingleichen über 
die Erhebung von Chauſſee- und Weggeldern und ähnlichen Abgaben auf ſolchen 
Straßen zu. §. 32. Der Reichsgewalt ſteht das Recht zu, zum Schutz des Reiches 
oder im Inteteſſe des allgemeinen Deutſchen Verkehrs, Landſtraßen zu bauen, Ka⸗ 
näle anzulegen, Flüſſe ſchiffbar zu machen oder deren Schiffbarfeit zu erweitern. 
Sie hat für die Unterhaltung der ſo gewonnenen Verkehrswege zu ſorgen. Die bei 
derartigen Fluß⸗ und Kanalbauten gewonnenen Vorladungen gehören dem Reich. 
Schluß der Sitzung 13 Uhr. Tagesordnung für Montag: Bericht des Ausſchuſſes 
über die Preußiſche Frage. N 

— Nach einer uns zugekommenen Korrefpondenz theilen wir aus derſelben 
Sitzung ſogleich noch Folgendes mit: Frankfurt a. M., den 18. Nopbr. Nach 
Berlefung des Protokolls kündigt v. Schmerling die Rückkehr des Reichs⸗Kom⸗ 
miſſars Baſſermann aus Berlin an, fo wie, daß ein umfaſſender Bericht von feiner 
Seite bevorſtehe. Im Laufe des Vormittags ſollen die Deputirten Simſon aus 
Königsberg und Hergenhahn als Kommiſſarien nach Berlin gehen, um im Sinne 
des Beſchluſſes vom 14. Nov. zu wirken. v. Gagern verkündigt hierauf nochmals 
von Rappard's Antrag, fo wie die Zuſatz⸗Anträge zu demſelben: 1) Der An⸗ 
trag von Rappard's lautet auf ſofortige Zurückberufung Baſſermann's, Ab⸗ 
ſendung von Reichs-Kommiſſarien, um die Zurücknahme der Gewalt⸗Maßregeln 
der Regieiung (die Aufloͤſung der Bürgerwehr, die Beſchränkung des Aſſociations⸗ 
rechtes und der Preſſe) zu bewirken. 2) Der Zuſatz⸗ Antrag von Schulze aus 
Darmſiadt lautet: u unverzügliche Verpflichtung der Deutſchen Truppen zum 
Gehorſam gegen die Meichsbehörden, b) Zuſammenziehung derſelben, um event. 
in Preußen und Oeſterreich einzuſchreiten; e) auf ſofortige Vollſtreckung der Be⸗ 
ſchlüſſe vom 15. Juli, betreffend die Vermehrung des Heeres und Bericht des be⸗ 


treffenden Ausſchuſſes binnen 48 Stunden; d) auf Anweisung des Finanzausſchuſ⸗ 


ſes zur Berichterſtattung über die Hülfsmittel in derſelben Friſt. 3) Der Anträge 
don Vogt und Konſorten: a) auf Mißbilligung der Wahl Baſſermann's; b) auf 
Rückführung des status quo vor dem Amtsantritt Brandenburgs und Verhand⸗ 
lung auf dieſen Grundlagen. 22 Reduer haben ſich einſchreiben laſſen, von Map⸗ 
pard erhält das Wort als Autragſteller, erklärt feine Verwunderung über die plötz⸗ 
liche Energie der Preußiſchen Regierung, verlangt zum Heile der conſtitutionellen 
Monarchie eine parteiloſe Behandlung der Sache und ſtellt zum Schutze der ver: 
folgten Vertreter derſelben das Amendement zum eigenen Antrage, eine 
Sympathie⸗Erklärung der National-Verſammlung für dieſel⸗ 
ben. — Er ſchließt mit einer Ehrenertlärung zu Gunſten Baſſermann's Hierauf 
berichtet Baſſermaun über feine Miſſion nach Berlin. (Siehe unſere geſtrige 
Zeitung Beilage.) Zimmermann aus Spandow beantragt die Berichterſtattung 
des Ausſchuſſes bereits 4 Uhr Nachmittags und eine Abendſitzung, Er motivirte 
dieſen Antrag beſonders dadurch, daß durch Baſſermanns Rede eine einſeitige Auf⸗ 
faſſung der Verhaltniſſe in Deutſchland verbreitet werde. Namentlich hätten die 
Bedingungen nicht die Bedeutung, die ihnen hier beigelegt würde. Ven e⸗ 
dey iſt auch gegen Verſchiebung bis Montag. „Wenn Sie heute ausſprechen, der 
König habe das Recht, ſeine Hauptſtabt niederzuſchmettern, ſo haben Sie Muth, 
verſchieben Sie, ſo beweiſen Sie das Gegentheil.“ Rieſſer proteſtirt feierlichſt 
gegen ſolche Unterſtellungen, (Tumult) und erklärt hierauf, daß die Nationalver- 
ſammlung am 14. Nov. einen Beſchluß gefaßt hätte, welchem fie im Angenblicke 
nichts weiter hinzufügen könne. Das Jutereſſe der Freiheit und Menſchlichkeit ſei 


in demſelben gewahrt. Nau werk will, die National⸗Verſammlung möge in ihrer 


Souveränerät ihren Beſchluß wieder zurücknehmen, die Sache an keinen Ausſchuß 
verweifen. Die Linke meine es ehrlich. — Die Rechte wolle die Republik. Zins 
mermann's Antrag wird verworfen. Weſend onk und Konſorten erheben 


‚feierlichen Pioteſt gegen den Cinbuudt, der sinfeltig durch Boſſemaug Rede auf 
die Gemüͤther eiſtrebt werde. 


Ziegert und Konſorten proteſtiren gegen die 
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Richtigkeit der Baſſermannſchen Erklärungen. Zimmermann aus Stuttgart 
verlangte Berichterſtattung und Verhandlung Sonntag, den 19. Nov. 9 Uhr früh, 
mehrere ähnliche Anträge folgen. Sie werden alle abgelehnt. v. Rappard, Vogt 
und Konſorten, Schulze aus Darmſtadt ziehen nunmehr, da die Verweiſung an den 
Ausſchuß und die Berichterſtattung zu Montag, den 20. Nov., beſchloſſen, ihre 
Anträge zurück. Es bleibt jedoch bei dem Guthalten des Präſidenten, daß dies in 
dem Beſchluſſe der National⸗Verſammlung nichts ändere. Der geſtern ais Wien 
zurückgekehrte Fröbel erhält das Wort zur Berichterſtattung über feine Haft, Vers 
uitheilung und Begnadigung. — Seine Rede iſt ſehr ruhig und würdevoll. Der 
Bericht, wird an den Oeſterreichiſchen Ausſchuß verwieſen. Man geht zur Tages: 
ondwung über und nimmt die Paragraphen des Art. VI. ohne Diskuſſton an. 
Diresden, den 17. Novbr. Auch unſer Stadtverordnetenkolleg tum 
hat ſeine Theilnahme an dem verhängnißvollen Tode Robert Blum's an den 
Tag gelegt, indem es in ſeiner geſtrigen Sitzung außer einer zur Veröffentlichung 
beſtimmten Erklärung nachfolgende Anträge zu Beſchlüſſen erhoben hat: „Die hohe 
Staatsregierung iſt zu erſuchen, 1) den Saͤchſiſchen Geſandten am Oeſterreichiſchen 
Hofe ſofort zurückzuberufen und über ſein Verhalten bei Robert Blum's Verhaf⸗ 
tung zur Verantwortung zu zichen; 2) ſich ſchleunigſt die bezüͤglichen Aktenſtücke 
zu verſchaffen und ſelbige vollſtändig bekannt zu machen; 3) bei der Deutſchen 
Centralgewalt und Nationalverſammlung entſchiedene Schritte zu thun, um die 
nothwendige Genngthuung zu erhalten. Der Stadtrath iſt von dem Stadtvezord: 
netenkolleginm aufgefordert worden, obigen Beſchlüſſen beizutreten, und iſt zugleich 
um die Benutzung der Frauenkirche zu einer Todtenfeler angegangen worden, 
welche am 19. Novbr. von dem Vaterlandsvereine veranftaltet werden foll. b 
Kaſſel, im November. Auf Veranlaſſung des hieſigen Bürgervereins fand 
dahier vom 3. bis 5. d. M. ein Kongreß zahlreicher politifcher Vereine ſtatt, deſ— 
ſen Ergebniß in der Bildung eines „nationalen Vereines“ beſteht. Das Programm 
deſſelben lautet: 1) Das Deutſche Volk und das Volk eines jeden einzelnen Deut⸗ 
ſchen Landes hat das Recht der freien politifchen Selbſtbeſtimmung (Woltsfonverat: 
aetät). Die Ausübung deſſelben in den Ginzelftaaten wird durch das Weſen des 
Deutſchen Reiches als Bundesſtaat beſchränkt. 2) Die Deutſche Reichsverſamm⸗ 
kung zu Frankfurt iſt das geſetzliche Organ der Sonverainetat des Deutſchen Vol⸗ 
kes und ihre Beſchlüſſe ſind maßgebend und bindend für ganz Dentſchland. 3) 
Der allgemeine nationale Verein wird durch Unterſtützung oder Kritik der Ver. 
ba dlungen der Deutſchen Reichsverſammlung dahin wirken, daß deren Beſchlüſſe 
4 Kebereinſtimmung mit den im Volke zum überwiegenden Bewußtſein gelangten 
Anſichten ausfallen. 4) Die Beſchlüſſe der Deutſchen Reichsdetſammlung wird der 
Verein gegen alle ungeſetzlichen, anarchischen wote reattkengven, etugriſfe auftecht 
zu erhalten ſuchen. B 
Stuttgart, den 16. Nov. In der heutigen Sitzung der Kammer der Ab- 
geordneten trägt Scherr darauf an, die Kammer möge folgenden Antrag unter⸗ 
stützen: die Regierung ungeſäumt dringend zu bitten, fie möge bei det Central— 
Gewalt dahin wirken, daß dieſe 1) die Sache der eonſtitultenden Verſammlung 
Pteußens zur ihrigen mache, 2) ſchleunigſt Vorkehrung treffe, um die conſtitui⸗ 
tende Verſammlung Preußens gegenüber den Forderungen eines Mintſteriums, 
welches das Vertrauen des Landes nicht genießt, zu ſchützen, und in Folge dieſes 
Reichsſchuzes 3) das Preußiſche Volk vor einem drohenden Militair⸗Despotismns 
bewahren und ihm dadurch beweiſen, daß Preußens Freiheit, Ehre und Glück nur 
in der aufrichtigſten Unterordnung unter die National⸗Gewalt die ficherfte Garan⸗ 
HE finden könne. — Nachdem die Kammer die Dringlichkeit des Antrags aner 
kannt hatte, wird derſelbe mit dem von dem Antragſteller ſelbſt noch angenomme⸗ 
nen Zuſatze: Sie möge dahin wirken, daß dieſe „in Vollziehung der Beſchlüſſe 
der Deutſchen Reichs⸗Verſammlung vom 14. November“ 1) die Sache u. ſ. w. 
— mit 72 gegen 2 Stimmen angenommen. — Seeger beantragt eine Adreſſe 
an die National⸗Verſammlung in Betreff der Ermordung Robert Blum's. Die 
Dringlichkeit wird beſchloſſen; eine hitzige Debatte entſpinnt ſich. 0 
Wien, den 13. Nov. Mit ſieberiſcher Spannung ſteht man den Folgen 
entgegen, welche die ſchauerliche Hinrichtung Robert Vlum's in Deutſchland 
hervorbringen wird. Das Verhältniß zu Deutſchland iſt durch diefe politiſche 
Unthat auf einmal in die unheilvollſte Kathaſtrophe gerathen. Die Hinrich⸗ 
tung Blum's ift kein bloßer Juſtizmord, es ift ein politiſcher Mord; ſte iſt ein 
Fehdehandſchuh, den man dem deutſchen Parlament von einer Seite her abſicht⸗ 
lich ins Geſicht ſchleuderte. Blum und Fröbel wurden nicht mit den Waffen in 
der Hand ergriffen, ſondern 2 Tage nach der Eroberung Wiens in ihrem Gaſt⸗ 
hauſe abgeholt. Daß Blum aufrühriſche Reden gehalten, konnte unmöglich die 
Todesſtrafe über ihn heraufbeſchwören, denn ſeine Reden waren blos ſchwache 
Litaneien im Vergleich zu den Journalartikeln, welche die hieſigen extremen 
Blätter: Der Radikale, Die Conſtitution, Der Freimüthige, tagtäglich ent⸗ 
hielten. Daß Blum im EClitenkorps mitgefochten, tft allerdings ein gravirender 
Punkt; aber dann hätte man 60,000 Menſchen, die ſeit dem 6. Okt. die Waffen 
gegen das Militär getragen, hinrichten müſſen. Warum hat man gerade ihn 
ausgewählt, ihn, der kein öſterreichiſcher Unterthan iſt und ſomit der Anklage 
auf „Hochverrath“ weit weniger unterliegt, als ein öſterreichiſcher Unterthan? 
Die Hinrichtung Blum's geſchah nicht, obſchon er Parlamentsmitglied, ſon⸗ 
dern weil er Parlamentsmitglied war, weil man den „Frankfurtern“ (unter 
dieſem Namen begreift die ſlawiſch⸗öſterreichiſche Partei alle Deutſchgefinnten) 
deweiſen wollte, daß man die Centralgewalt verhöhnt, daß in Oeſtetreich die 
Bayonette der Kroaten und der Grenzer, nicht aber die Beſchlüſſe des Parla⸗ 
ments in Frankfurt Geltung haben. Deshalb wurden auch die HH. Moste 
und Welcker fo ſchnöde vom Fürſten Windiih-Gräg und fo ſpitzig am Hofe zu 
Olmütz behandelt. Deshalb auch begnügte ſich Windiſch-Grätz nicht mit dem 
An ic rn. Babne am Stephansthurme, ſondern verlangte die Ab⸗ 
nahme der deutſchen Fahne und das Auſpflanzen einer Sa at m 
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weit weniger für die Sache Deutſchlands gefallen. An dem geſammten Deutſch⸗ 
land wird es ſein, dieſen Fehdehandſchuh aufzuheben. .. (D. A. 3.) 
Der „Köln. Ztg.“ wird aus Wien den 18. Nov. geſchrieben: Die öſſer⸗ 
reichiſche Politik liegt nunmehr klar zu Tage. Blum's Verurtheitung, darüber 
ſind nun alle Stimmen einig, war nichts als eine eclatante Demonſtration ge⸗ 
gen Deutſchland und die Frankfurter Verſammlung; kaum ſonſt wären ſo viele 
Einheimiſche, die das Wort geführt und mitgekämpft haben wie Robert Blum, 
wieder in Freiheit geſetzt worden. Und doch, ſonderbarer Widerſpruch! iſt in 
der geſtrigen „Wiener Zcit.“ eine neue Wahl nach dem Frankfurter 
Parlamente für St. Pölten ausgeſchrieben. 1 


Ausland. 
Frankreich. 3 
Paris, den 16. Nov. Vor dem Centralklub der Bonapartiſten, in der 
Paſſage Jouffroy am Boulevard, ſammelten ſich geſtern Abend etwa tauſend 
Menſchen, weil der Klub jedem politiſchen Gegner den Einlaß verweigert hatte. 
Der Andrang wurde immer ſtärker, und obgleich man von den Fenſtern des 
Klubs herab mit Waſſer gegen fie ſpritzte, hielten fie. doch fo 4a e bis 
ſich der Klub aufhob. Vorgeſtern fand andererſeits unter Alton Shee's Vorſttz 
im Montesquienſaale eine Sitzung der Demokraten ſtatt, in welcher ein Bona⸗ 
partiſt das Wort verlangte und erhielt. Kaum hatte er angefangen, die Ver⸗ 
dienſte des „Prinzen“ zu loben, fo ſchrie man aus vollem Halſe: „Reißt den 
Kerl herunter! Das iſt ein bezahlter Lakay aus der Rue de la Chauſſcke d' Antin, 
wo man nur Glagechandſchuhe und glanzlederne Stiefeln trägt!“ Die Köpfe 
erhitzten ſich mit jedem Augenblick mehr, und wenn der Saalkellner nicht den 
Einfall gehabt hätte, das Gas auszulöſchen, wodurch plötzliche Finſterniß ent⸗ 
ſtand, die allem Geſchrei ein Ende machte, fo wäre es wahrſcheinlich zu derben 
Auftritten: gekommen. So aber zerſireute ſich die über 30% Mann zählende 
Verſammlung, und jeder lachte herzlich über die Lit. des Saalwärters. 5 
— Ein geheimes Teſtament Napoleons macht jetzt viel von ſich reden. 
Die Februarrevolutton hat uns nicht nur die Communiſten, fondern eine ganze 
Sammlung von Vonapartiſten zugeführt. Unter anderen auch einen g 
Grafen Leon, einer der unzähligen großen Corſen, der ſich lange Zeit an deut⸗ 
ſchen Fürftenhöfen herumtricb. Dieſer Graf Leon, „ächter Sohn des Kaiſers“, 
hat in Erfahrung gebracht, daß ein Kaiſerl. Teſtament zu feinen Gunſten in 
den Händen des Generals Montholon vorhanden ſei, das man ihm aber ab⸗ 
ſichtlich vorenthält. Darüber erboſt, greift er nun den alten Intriguanten 
Montholon und den jetzigen Prätendenten auf Tritt und Schritt, in allen Jour⸗ 
nalen (Aſſemblénz B.) an und läßt fie nicht früher los als bis fle ihm dieſes Te⸗ 
BE * mittgetheilt. Die Pariſer ergötzen ſich natürlich an dieſem 
Skandale. 


onen, 

Rom. In Ferrara wurde am 10. Okt. eine Ehe zwiſchen einem Inden 
und einer Katholitin geſchloſſen, bei der, vermöge einer Bulle Pius IX., jeder 

ſeine kgn,sbeikshielt: ee x . x 
a te a den 3. Don. Das mertimiehiähe BOHRER Gelth e n jr, 
ſter Zeit veröffentlicht worden, iſt das vom Präfidenten der Centraljunta, Mazzint, 
erlaſſene Programm des Aufſtandes. „Jeder Italiener ſoll einen Oeſſerreichet 
in Italien angreifen und tödten, ſei es offenen Angeſichts, ſei es meuchlings, 
bei Nacht, bei Tag, in der Stadt oder auf dem Lande; jede Waffe iſt gut, 
Steine, vom Fenſter herab, das Stilet im Aermel, die Flinte im Geſträuche, 
Degen, Meſſer, Heugabel, Spieß, alles ſoll gegen die Fremden gerichtet wer⸗ 
den; die Brücken ſollen abgebrochen, die Bäume gefällt werden, um den Rei⸗ 
tern den Weg zu verſperren; die Eiſenbahnen ſollen zerſtört werden, Jeder 
Italiener it Soldat; jede Italienerin iſt barmherzige Schweſler zur Verpfle⸗ 
gung der Verwundeten; jedes Kind ſoll nützlich fein, indem es Munition, Char⸗ 
pie, Arzneimittel den Partiſanen in die Gebirge bringt. Endlich der Schrei 
des Aufſlandes iſt: Dio e il popolo!“ 
a r 
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Conſtantinopel, den 25. Okt. Die letzten Nachrichten aus Aegypten mel⸗ 
deu, daß Ibrahim Paſcha noch immer an Blutbrechen leidet. Hier befchäftige man 
ſich gegenwärtig fortwährend mit Truppenübungen, mit Herſtellung von Reſerve⸗ 
armerforps, mit Plänen zu Neubauten, einem Zeughaus, einer neuen Marine⸗ 
ſchule u. ſ. w. Inmitten dieſer ernfteren Regierungsgeſchäfte findet der Sultan 
aber wie es ſcheint doch auch noch Zeit ſich gelegentlich mit Naturwiſſenſchaften 
zu beſchäftigen. Er erhielt erſt kürzlich eine Sammlung von Naturalien aus Paris, 
die nun in Tſchiraghan aufgeſtellt iſt. Und wie der Sultan gewöhnlich bei den 
Endprüfungen in den Schulen, in der Militairſchule, Marineſchule sc. ſich ein⸗ 
findet, fo folgte er kürzlich auch der Einladung feiner Schweſter Atid-Sultanz, 
der Gemahlin Fethi Ahmed Paſcha's, dem erſten Unterticht beizuwohnen den ihre 
kleine Tochter erhalten ſollte. Es iſt bei den Moslim Sitte, den erſten Schulbeſuch 
ihres Kindes mit einem Feſt zu feiern. Ehe das Kind in die Schule geht, fiüdet 
ein großes Mahl ſtatt, dann begleiten Eltern, Verwandte und Freunde allt zu⸗ 
ſammen den kleinen geputzten Schüler in jubelndem Zug in die Schule. Das der 
kleinen Nichte des Sultaus zu Ehren verauſtaltete Feſt fand in dem Palaſt Fethl⸗ 
Ahmed Paſcha's in Arnantköi statt. Nachdem Santepanum⸗Sultans — ſo heißt 
die Nichte des Sultans in Gegenwart des Großherrn ihre erſte Lettlon erhal⸗ 
ten hatte, beſtieg ſie, Kopfſchmück und Fußbekleidung von Brillanten ſrahlend, 
einen Prachtwagen, und machte längs des Kal am Meer eine Spazierfahrt, bes 
gleitet von der zahlreichen Dienetſchaft des Hauſes und einem jauchzenden Geſolg 
von wenigſtens 5000 Kindern, die Segengwuünſche für die kleine Sultanin aus⸗ 
ftießen Nach ihrer Rückkunft in den Palaſt begannen die Beluſtigungen, die 3 
Tage laug währten. Zuvor jedoch erhielten im Hof des Palaſtes unter Zelten noch 
an tauſend andere arme Kinder beiderlei Geſchlechts, die alle auf Koſten der Atid, 
Sultand neu gekleidet waren, gleichfalls ihren erſten Unterricht. Darauf folgte 
das Mahl. Kinder und Lehrer erhielten überdies reichliche Geldgeſchenke. (A. 8.) 
144 Menne 1} 5 121 Je Nee 18 In . 


Druck u. Berlag von W. Decker & Cenipe Bfrantwortl. Aidacteur: G. Hensel. 
110 140 - u Ren nm (Mit zwei Beilagen.) 


Beilage zur 


Inland. N 
"PC Berlin, den 19. Nov. Von den vielfach eingeſandten Adreſſen, welche 
das Recht der Krone in dem jetzigen Konflikt anerkennen, werden wir immer nur 
die bedeutendſten hervorheben. In Danzig lehnte die Stadtoerordneten-Verſamm⸗ 
lung am 15ten d. M. den Antrag anf Zuſtimmungserklarung zu den Beſchlüͤſſen 
des fotttagenden Theils der Natioual⸗Verſammlung mit 45 gegen 5 Stimmen ab. 
Gleiche Geſinnung ſpricht ſich in einer Adreſſe der dortigen Kaufmannſchaft au den 
König aus, die bereits über 1000 Usterſchriften erhalten hat. — Von der Arns— 
Berger Burgerſchaft und zugleich von allen dortigen Richtern und Rechtsanwälten 
iſt eine jeher entſchiedene Zuſtimmungsadreſſe an den König eingegangen. — Aus 
Weſtpreußen erfährt mau, daß die Liga polska ihre Fäden leider auch dorthin 
ausgeſpounen hat, und die Landbevölkerung zu gewinnen ſucht. — In der Haupt- 
ſtadt herrſcht fortwährend völlige Ruhe. Die Entwaffuung nimmt ungeſtört ihren 
Fortgang und iſt bereits bis zur Einlieferung von 17,000 Gewehren vorgeſchrit— 
ten. Das Bataillon der Bürgerwehr in der Garlftraße war vollzaͤhlig in Front auf⸗ 
marſchirt und übergab in der Geſammtheit, unter würdiger Haltung, die Waffen 
dem Militeir. — Die Zufammenziehung der Landwehr findet nirgends Widerſtand. 
een ‚haben die Grundbeſitzer beſchloſſen, den einberuſenen Landwehr— 
Anzahl 8 Diese. Zulage für jeden Maun zu geben. — Eine große 
hi meldet ſich zum Eintritt beim 1ſten Garde. Regiment; bereits 
eutlaſſeue Uutetofſtziete deſſelben Regiments haben begehrt, als Freiwillige (und 
zwar als Gemeine) im Garde du Gorps-Megiment aufgenommen zu werden. — 
Die bisher forttagenden Deputirten haben eine gemeinſchaftliche Kaſſe errichtet, 
deten Schatzmeiſter ein Polniſcher Deputirter iſt; die ländlichen Abgeordneten, 
welche zu dieſer Fraction gehören, erhalten aus dieſer Kaſſe Vorſchüſſe auf ihre 
Diäten. — In der Fraktion des Centrums (v. Unruh) haben ſich zwar einige 
Mitglieder gegen die letzten Schritte der forttagenden Deputirten erklärt, doch foll 
aus Furcht inconſequent zu erſcheinen, unter ſämmtlichen forttagenden Deputirten 
ein schriftliches Abkommen getroffen werden, unter keinen Umſtänden nach Bran⸗ 
denburg zu gehen, vielmehr in Berlin zu verbleiben. — Um das Zuſtandekom⸗ 
men einer Majorität in Brandenburg zu verhindern, find an die Wahlmänner 
derjenigen Schleſiſchen Bauern, welche von der Linken zum linken Centrum über» 
getreten waren, Aufforderungen ergangen, dieſelben zurückzurufen und ſie durch 
Depntirte zu erſetzen, zu deren Verbleiben in der Linken oder äußerſten Linken man 
ſich verſehn kaun. Wir wollen, trotz aller dieſer allerdigs ſchlimmen Ausſichten, 
die Hoffnung nicht aufgeben, daß Machinationen und ſchriftliche Abkommen von 
der Rückkehr zur Beſonnenheit auf die Länge nicht abhalten werden und daß eine 
beſchlußfaͤhige Majorität in Brandenburg erſcheinen wird. — Dem Ausſchuß der 
— 8 gehen ſo eben zuſtimmende Adreſſen aus Erfurt 

Pre (dem rte Ab ra elche mit zahlrei 
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Kreiſe Hagen, darch die Hand des Ausſckuſſes, dem Miniſterium ihre Zuftimmung 
zu deſſen Maßregeln zu erkennen gegeben. 

Berlin, den 21. Nov. Die Commiſſarien der Deutſchen Centralgewalt, der 
Vicepräſident der verfaſſunggebenden Reichs Verſammlung Dr. Simſon und der 
Abg. Hergenhahn find bereits hier eingetroffen. n 

— Herr Bornemann, der an einem ſtarken katharrhaliſch⸗iheumatiſchen Fie— 
ber erkankt war, befindet ſich in der Geneſung. W 

— In Brandenburg werden bereits die Vorbereitungen zur Wiedereröff⸗ 
nung der National⸗Verſammlung am 27. d. getroffen. Das Mobiliar iſt aus 
dem Konzertſaale dorthin geſchafft worden und Kanzleiralb Bleich iſt heute 
nach Brandenturg abgegangen, um die Burcaus einzurichten. 

Brest u, den 20. Nep. (Schleſ. Zig.) Die geſtrige ohnedem ſtürmiſche 
Sitzung des faädiiſchen Sicherheitsausſchuſſes wurde noch ſtürmiſcher, als in der 
dritten Stunde des Nachmittags die Fuhrer der Bürgerwehr beantragten, erſtens: 
die Königlichen Kaſſen unter Auſſicht der Vertrauensmäunet zu ſtellen, damit ſie 
nicht für das Ministerium Brandenburg, ſondern für Volkszwecke verwendet wür⸗ 
2 : die Vertrauensmänner aus der Provinz ſofort einzuberuſen. 
Da Letz * offenbar auf Einſetzung einer proviſoriſchen Regierung hinauslief, 
faben ſich die Herren Burghardt, Fromberg, Grund, Ludewig, Res 
geubrecht, Rösler und Siebig veranlaßt, auszuſcheiden. — Vom Sicher⸗ 
beitsausſchuß, deſſen Mitglieder ſich zum Bleiben in der Sitzung verpflichtet hat— 
ten, ward endlich der Antrag der Bürgerwehrfuͤhrer in nachſtehender Form anges 
nommen: der Aus ſchuß hat die geeigneten Schritte zur Beaufſich⸗ 
tigung der Kaſſen zu thun, damit, die Steuern und Staats⸗ 
— det nicht zu Gunſten des Miniſteriums Brandenburg ver— 
dr en. et entſchied ſich mit nur einer Stimme Majorität für 
14 ur. an Pinder und das Regierungstollegium, wozu Bartſch, Eng el— 
plafdenten; "Pak und Pflücker gewählt werden. — Die Antwort des Ober, 
19. Nod. an entlich Neben ust taſſen den Proving vom 

ue Gelder ohne ſeine ſpecielle Erlaubniß aus- 


liefern dürften, wach bas Wal, dem ‚fie vom Rathhauſe aus mitgetheilt 


re 2 . Aufregung; man rief zu den Waffen und verlangte, 
nahm einen fo bedenklichen Gharatter 3 ARE Em 
wehr Oeneſalmarſch ſchlagen ließ. Die udwehrmänner, darunter etwa 100 mit 
Gewehren, hatten ſich ſehr zahlreich ann Jiſchmartt verſammelt, um die 
Auslieferung der im Rathhauſe aufbewahrten Waffen zu erzwingen, die ihnen bisher 
verweigert wurden. Sie brachen in militairiſchem Schritt auf durchbrangen mit Leich⸗ 
tigkeit den breiſachen Cordon von Bürgerwehr und Bingen bis an die Rathhaus⸗ 
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den 23. November 1848. 
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treppe vor, wo fie ihr erſtes Verlangen euergiſch wiederholten. Da es aber ebenſo 
euergiſch zurückgewieſen wurde, ſtanden ſie endlich davon ab und zogen ſich miß⸗ 
muthig zurück. Ringsum war die Stadt mit Militair beſetzt, welches in geräuſch⸗ 
loſer Haltung der weiteren Befehle harrte. Glücklicherweiſe konnten dieſe aus⸗ 
bleiben. Zweimal wurde Sturm zu läuten der ſtrafbare Verſuch gemacht. Das 
erſte Mal gegen 8 Uhr Abends, das zweite Mal um Mitternacht. Nur an einer 
Stelle gelang es der Bürgerwehr, die Friedensbrecher rechtzeitig an der Ausfüh- 
rung ihres Vorhabens zu hindern. 

— So eben geht uns aus zuverläffiger Quelle die Nachricht zu, daß das 
Königl. Conſiſtorium in Folge der amtlichen Erkärung des Herrn Oberpräſidenten 
Pinder, wonach derſelbe den Beſchlüſſen der Berliner Fraktion der Nationalver— 
ſammlung beigetreten iſt, einftimmig bei dem vorgeſetzten Miniſterium den An⸗ 
trag geſtellt hat, jede Geſchäftsverbindung mit ihm abzubrechen. 


zn I [Für den bier folgenden Theil, ist die Redaction nicht verantwortlich. ] 


Es iſt in den am Sonntag den 19, d. M. mit diefer Zeitung ausgegebe⸗ 
nen Ergänzungsblättern berichtet worden, daß der hieſige Verein für 
König und Vaterland eine Erklärung der Urwähler der Stadt Poſen 
am 16. d. M. in Umlauf geſetzt, worin dieſelben die Krone zur Vertagung der 
National-Verſammlung für vollkommen berechtigt erklären, gleichzeitig auch 
auf das entſchiedenſte das ungeſetzliche Verhalten der Fraktion Unruh verwer⸗ 
ſen und ebenſo mit aller Entſchiedenheit das Verhalten des Abgeordneten der 
Stadt Poſen Herrn Neumann mißbilligen. 8 

Obſchon zur Verhütung jedes Mibbrauchs die Liſten nicht öffentlich ausge⸗ 
legt, ſondern Mitglieder des Vereins mit der Sammlung der Unterſchriſten be» 
auftragt worden, fo waren doch bereits am heutigen als dem vierten Tage 
die Liſten mit circa 1300 Namen aus allen Ständen bedeckt, darunter 
ſind die Namen der als Urwähler berechtigten Soldaten noch nicht mitgezählt. 
Auch find noch viele Liſten im Umlauf, deren Reſultat noch nachträglich be⸗ 
kannt gemacht werden wird. 

Dieſer günſtige Erfolg in fo kurzer Zeit wird hoffentlich unſerm Deputirten 
Herrn Neumann zum Pewußtfein bringen, daß die Majorität der hieſi⸗ 
gen Vürgerſchaft von andern Grundſätzen durchdrungen iſt als von denen 
Herr Neumann ſich hat leiten laſſen, und daß insbeſondere feine Theilnah⸗ 
mean dem offenen Widerſtande der Fraktion Unruh gegen den Kö⸗ 
nigl. Beſehl mit der loyalen Gefinnung der hieſigen Bürger im ent⸗ 

enen Widerſtrelt iſt. 
ee et aber auch der hiefige demokratiſch⸗-konſtitutionelle 
Verein 110 5 Me ad fie er in EN 1 Herrn Neumann votirten 
Dank-⸗Adreſſe die wahre Stimmung der Poſener Bürgerſchaft x 

Poſen, den 20. November 1848. * becſch af, HETAFSSER ‚Bat 


Der Poſener Landſchutzverein hat nachfolgende Adreſſen votirt: 
ee l 4 e e 
n egenwärti wer bewegten Zeit fü er unterzeichnete Po⸗ 
ber Le e erer beden agen, Euer Königlichen Majeflät die Gefühle der 
unerſchülterlichſten Treue und Anhänglichkeit darzubringen. i 

Wir wiſſen, daß die Tugenden der Regenten aus dem Haufe Hohenzollern 
Preußen zur Höhe ſeines Ruhms gebracht haben, wir zweifeln daher auch nicht, 
daß Euer Königliche Majeſtät in den verheißenen Freiheiten das Wohl Ihres 
Volkes immer ſeſter begründen werden. 

Wir laſſen uns nicht beirren, ſelbſt nicht durch die jetzt getroffenen außer⸗ 
ordentlichen Maßregeln und erkennen in denſelben nur einen Akt der Nothwen⸗ 
digkeit, zu Auftechthaltung der geſctlichen Ordnung, welche durch eine böswillige 
Partei untergraben wurde. 

Mögen Euer Königliche Majeſtät hierdurch die Verſicherung entgegen neh⸗ 
men, daß die Allerhöchſte Proklamation vom 11. d. M. unſere Herzen mit dem 
tiefften Vertrauen erfüllt hat. 

* Wir erſterben in Ehrfurcht und Treue. 

Owinsk, den 20. November 1848. | 

| Der Poſener Land» Shugverein. 


An die der Krone getreuen Deputirten der preußiſchen Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung zu Berlin. 
Ehrenwerthe Männer der Treue, des Rechts und der Ordnung! 
“ dle Freunde des Vaterlandes! f 
Nicht das vorlaute Geſchrei einer großſtädtiſchen Aufruhr-Partei, nicht 
das Gift der ultrapolitiſchen Schnellpreſſe hat unſern ſchlichten Sinn bis daher 
bethört. Wir wiſſen noch gut genug die alte, echte Wahrheit vom Flitterſchein 


des Luges und Truges zu ſcheiden. a 


Wir preifen Euch, geehrte Deputirte, ob des Beſchluſſes vom 9. d. Me. 
Ihr habt allein von fo vielen Volksvertretern den Eid der Treue unſerm Könige 
bewahrt, habt Euch losgeſagt von den Zertretern des Rechts und der Ordnung, 
von den pflichtvergeſſenen Zerſtörern des Vertrauens und des Wohlſtandes, von 
den Gönnern und gelobhudelten Günſtlingen aller tagediebenden Pflaſtertreter 
in dem ſreiheitsſchwindligen Städten. Wir ſehnen uns auch nach Freiheit, nach 
einer echten, volksthümlichen, gerechten Freiheit, nach einer Staats⸗ 
verfaſſung, welche dem Volke wie der Krone nach billigem Maße die Rechte und 


Pflichten zu gemeinſamem Woble zutheilt und verbürgt, nach einem Miniſte⸗ 


rium, welches ohne gebäffige Zwangsmaßregeln Geſetz und Ord⸗ 
nung handhabt und das Vertrauen aller gemäßigten Staats- 
bürger verdient; nicht aber nach einer Freiheit, welche die Königliche Ma⸗ 
Aa titlen Prunklappen für ſelbſtſüchtige und raubgierige Glücks jäger 
zerſtückelt. | 

Wir ſchämen uns ſolcher Vertreter, die es wagten, 500,000 ihrer deut- 
ſchen Poſener Mitbürger durch ein ſogenanntes organiſches Abfonderungsgefeg 


aus ihrem deutschen, Vaterlande auszuſcheiden, zum Hohn der Einigkeit des 


großen Deutſchlands und im ſchneidenden Widerſpruch mit ihren eigenen frü⸗ 
heren Beſchlüſſen. N a 
Wir haſſen fe gründlich, die ſich erfrechten in dem letzten Akt ihrer ohn⸗ 
mächtigen Thätigkeit, in einer Steuerverweigerung den offenbaren Ruin des 
Staates und das unverkennbare Ziel ihres Strebens, die Anarchie zu decretiren. 
Man ſagt, die Dictatur fer das ſicherſie Heilmittel der Anarchie. Wohlan! 


.. 


1676 Se die nt 
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In ſolchem Falle ſei kein Anderer, denn der rechtmäßige König ſeines Volkes An den Abgeordneten Herrn Neumann und deſſen Steltver⸗ 


Dictator. Il 4 . 
Ihr aber, Männer der Ehre, auf welche der ſchwindelfreie Theil unſeres 
Volkes hoffnungsvoll hinſchaut, erkaltet nimmer in Eurem beſonnenen und fe⸗ 
ſten Streben, handelt ferner mit unerſchüttertem Muth nach Pflicht und 
Recht, als treue Bekenner und Bürger eines wahrhaft conſtituttonellen 
Staates! Owinsk, den 20. November 1848. 
Der Poſener Landſchutzverein (befichend aus 1238 Mitgliedern). 


Das folgende Schreiben iſt von dem Interzeichneten an den Präſidenten 

der Nationalverſammlung, Hrn. v. Unruh, abgeſchickt worden: 
Sat Herr Präfident! 

Als die, die National⸗Verſammlung vertagende Botſchaft im Lande bekannt 
geworden, hat, weniger die Ueberzeugung, daß die Krone dämit über ihre Befugniß 
hinausgegangen, das Volk auf die Seite ſeiner Vertreter geſtellt, als mehr die 
Beſorgniß, daß Rechte geſchmälert werden könnten, welche feierlich verheißen 
worden und die zu vermitteln, die neuernannten Miniſter nach ihren Anteceden⸗ 
tien durchaus nicht geeignet erſchienen. f a — 

Wenn fetzt die fo plöglich erwachte Sympathie abzukühlen beginnt, ſo liegt 
dies hinwiederum nicht darin, daß man die Nalional⸗Verſammlung als Voll⸗ 
machtsträgerin der Nation nicht für befugt hält, legale Schritte zur Sicherung 
der Rechte der Nation zu treffen, als vielmehr darin, daß die Volksvertretung 
fiatt dies in Würde zu thun, es vorgezogen hat, ſich in unnöthige Conflikte mit 
der Krone zu, verfiriden, um ſich, wie es leider ſcheint, der Krone gegenüber 
unmöglich, jedoch nach anderer Seite hin möglich zu machen. Zu den bekla⸗ 
genswertheften, das Anſehen der National⸗Verſammlung vernichtenden und das 
Volkswohl mihachtenden Maßregeln gehört der in Abſicht der Steuerverweige⸗ 
rung gefaßte ſogenannte einſtimmige Beſchluß vom 15. d. M. 

; 1 Pr Herr Präſident, willen, was von der Weſenheit dieſes Beſchluſſes zu 
halten iſt. / 

Sie find von einer Deputation der Stadlperordneten Verlins erſucht wor⸗ 
den, die Veſchlußnahme in der Steuerverweigerungsfrage zu verſchieben. — 
Sie haben ſelbſt gegen jede Berathung und Abſtimmung „in Gegenwart der 
Bajonette“, als ſolche ſtürmiſch verlangt wurde, proteſtirt —, es iſt Ihnen nicht 
entgangen, oder ſollte Ihnen füglich nicht entgangen ſein, daß eine Menge De⸗ 
putirte bei Eintritt des Militairs in den Sitzungsſaal und bei dem ſich erhe⸗ 
benden Tumulte ſich entfernte, daß deshalb, Falls die Verſammlung, welche an 
jenem Abende das Anſehen eines verbotenen Clubs hatte, weil die Thüren ab 
und zu verriegelt wurden, glaubt, ihren während der Vertagung gefaßten Bes 
ſchlüſſen die Folge einer vom Volke gehorſam aufzunehmenden Ordre vindiciren 
zu müſſen, es zweifelhaft geworden, ob die beſchlußfähigs Anzahl vorhanden 
war, und doch haben Sie zuletzt zu einer Abſtimmung ſich ſortreißen laſſen, die 
e als einſtimmig auspoſaunt wird, während Sie dem Schreiber dieſes, 
als Aug Wen en, doch zugeben müſſen, daß die fragliche Abſtimmung nur da⸗ 
durch erlangt wurde, daß man auf jede Debatte verzichtete, alle Amendements 
zurückzog, aufſtand, weniger um abzuſtimmen, als um Sut und Stock zu ergrei⸗ 
ſen und den Bajonetten vor der Thür aus dem Wege du gehen. 

Das nennen die Zeitungen einen einſtimmigen, einen denkwürdigen Beſchluß, 
denkwürdig allerdings inſofern, als bis dahin preußiſche Volksvertreter ther et⸗ 
was zu viel als zu wenig über wichtige Fragen zu ſprechen pflegten, wohingegen 
man hier, wie es ſcheint, nicht zuſammenkam, um zu berathen, ſondern um 
(vulgär geſprochen) der Krone einen Streich zu verſezen. 5 

Wenn der fo gefaßte und eilfertig in die Welt geſchleuderte Beſchluß in 
eine das Land verheerende Brandfackel ſich verwandeln ſollte, fo wird Ihr Ge⸗ 
wiſſen Ihnen fagen, daß Sie dies zu verhindern am 15. d. noch die Macht 
hatten und daß, wenn Sie dieſe nicht mehr zu haben glaubten, es Ihre Pflicht 
war, entweder den Vorſitz niederzulegen oder öffentlich zu erklären, daß Sie 
nach Ihrer vorangegangenen Proteſtation für Ihre Perſon den, doch gewiß nicht 
frei und einflußlos gefaßten Veſchluß nicht anerkennen können 
Sie haben nichts gethan —, und man muß jetzt zweifeln, ob des Volkes 
Wohl Ihnen am Herzen gelegen. Gründlich bekehrt und ſchmerzlich berührt 
würde jeder wahre Volksfreund dem es möglich geweſen am 15. d. ſich durch 
Riegel und Soldaten in den, Miclentzſchen Saal hineinzuarbeiten, denfelben 
wieder verlaſſen haben und ſich nicht mehr auf Seite der jetzigen Madatare des 
Volks ſtellen, ſondern ſich nach anderen Vertretern umſehen, nach ſolchen, die 
wenigſtens den Muth und die Geſinnung haben, Uebereilungen einzugeſtehen 
und begangene Fehler gut zu machen. f | 


Poſen, den 20. November 1848. Annuß, Wahlmann. 
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in Pofen zu haben: 


So chen it erſchtenen und bei E. S. Mittler Das einzige und alleinige bis jetzt als bewährt 
g "gefundene 


TE Herrn Seger. 

Durch Erkrankung iſt der Abgeordnete für Polen, Hr. Neumann, 
verhindert worden, ſich vom IT. d. M. ab an den Schritten der in Berlin noch 
zurückgebliebenen Abgeordneten perſönlich zu betheiligen, alſo nicht in der Lage 
oder Verlegenheit geweſen am 15. d. der glorreichen Sitzung, in welcher über 
die Steuerverweigerung abgeurtelt worden, beizuwohnen. 

Für den Kreis der hieſigen Wahlmänner, die in ihrer Zuſammenſetzung ein 
Zeichen von Theilnahme an der jetzigen Erifis bis jetzt nicht haben blicken laſ⸗ 
sen, liegt die Verpflichtung vor, ſich Keuntniß zu verſchaffen, wis Hr. Neumann 
von jenem Beſchluſſe hält, ob er denſelben billigt, oder wenn nicht, warum er 
nicht öffentlich proteſtirt, ferner, ob er, Falls er bis zum 27. d. wieder geſund 
geworden, Willens iſt, opponirend in Berlin zu bleiben und nicht nach Brau⸗ 
denburg zu gehen. — Im letzten Falle fragt es ſich, ob der Stellvertreter, 
Herr Seger, dei feiner öffentlich über die Verlegung des Sitzes der Natlonal⸗ 
verſammlung ausgeſprochenen Auflcht, ſich dennoch nach Branden burg ver⸗ 
fügen, oder ob derſelbe, um konſequent zu erſcheinen, auch nur nach Berlin 
gehen will, um den durch das Verhalten der Nationalverſammlung nunmehr 
völlig müßig gewordenen Streit über die leidige Competenzſtage fortzufegen. 

Das Land verlangt von ſeinen Vertretern kein unwürdiges Rechten mit 
der Krone, ſondern würdige Wahrnehmung erlangter und vernünftige Bürg⸗ 
ſchaftsbeſchaffung in Betreff verheißener Rechte. Herr Seger muß zu ſeiner 
Information und zur Beruhigung ſeiner Comittenten ſich aufgefordert fühlen, 
denfelben feinen jetzigen politiſchen Standpunkt klar darzulegen, um zu erfahren, 
ob derſelbe von feinen Mandanten getheilt wird; desgleichen Hr. Neumann, 
wenn er glaubt, daß ſeine Wähler daran zweifeln können, daß er den in ſeinem 
gedruckten Glaubensbekenntniſſe aufgenommenen Satz: mug es 

„„Erſtens muß als Grundpfeiler der Verfaſſung der Thron des Königs 

unerſchütterlich gegen die anſtürmenden Wogen des Volkswillens ſtehen. “, 
überall zu vertheidigen nicht mehr im Stande iſt. 
N Ae dae act anch in Ein Wahlmann. 


T ra 9. he 

Muf es einem wahren Vaterlandsfreunde nicht gleich ſein, an welchem 
Orte er das Wohl des Vaterlandes beräth? — Iſt es ihm nicht heilige Pflicht, 
dafür zu ſorgen, daß auch nicht ein einziges Glied der Verſammlung Klage über 
Bedrohung und Zwang erheben darf? — Giebt ein Ort voller Vergnügungen, 
oder eine befonnene, verſtändige Nationalverfammlung dit Verfaſſung? — Kann 
Ein Tag der Feſligkelt und Einigkeit, einen, in Parteileidenſchaft zerſplitterten 
Zeitraum von ſechs Monaten wiedergeben? Und wo bleiben die Koſten? — 
Kann und darf man ſelbſt der heiligſten Verſicherung des Fürſten aus dem 
Hauſe Hohenzollern, unter dem Preußen 400 Jahre gelebt und groß geworden, 
gar nicht mehr trauen? Und iſt das Wort der Volksſchmeichler höher und als 
baare Münze anzunehmen? — Sagt nicht Hegel: Volksvertreter werden oft 
Volkszertreter? Haben wir nicht felbſt ſchon geſagt: Nechtsgelehrte find oft 
Se ae ele Tagan, 
SR es ehrenhaft und eidgetren, wenn Königl. Beamte nicht Königl. konſtitutionell, 
ſondern anders geſinnt find? — Hat Poſen ſchon vergeſſen, von wem der Schu 
im Frühjahr gekommen, und wer das Deutſchihum jetzt unterdrücken will? 
Pleſchen, den 19. November 1848, 


Dit ewige Lompe, welche in Berlin nur für Zeit erſchlenen fein pi 
Fran in der Schloſſergaſſe ſchon ſeit dem Jahre 1803 noch immer ununker⸗ 
ro 1 ort. 2 Gaui 1123 u eas menu * BAINTDYE 


Marktbericht. Berlin, den 21. November. 
Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach Qualität 
58—60 Rthlr. . Roggen loco 27.30 Nilr., S2pfd. p. Nov., Nov. Dec. 273 
Nihlr. Br., 27 bez, p. Früxfahr 30% Rilr. Br., 30 bez.; Gerſie, große, loco 
26.—27 Rtir., ‚Keine 23— 21 Riblr.; Hafer ſoce nach Qualität 1617 Rihlr., 
b. Frühjahr 48pfd. 17 Rllr. Br. Rübal loco 114 Rulr bez. u Br., p. dieſen Mo⸗ 
Spin N e enz 1 und G., April / Maß dto.; 
oco ohne Faß 195 4 197 Rihlr. bez. und G., p. Nov / Dec. 15! E 
Br., 15 G., p. Frühjabt 164 Rihlt. Br., 163 bez. a 
Poſen, den 22. November. (Nicht amtlich.) Marktpreis für Spiritus pro 
Tonne von 120 Quart zu 80% Tralles 123 — 122 Rıplr. 


Klein's Volks Kalender für Sfones 
liten, 


Demokratiſcher Finanz- Plan 


für den preußiſchen Staat. 
Entworfen von Seb. Pauly. 
Geh. 71 Sgr. 

Es bezweckt dieſer Plan: 1) Die Wiederherſlel⸗ 
lung und Erhaltung der Ruhe und Ordnung im 
Staate. — 2) Die Entbehrlichkeit der gegenwärtigen 
Klaſſen⸗Lotterit. — 3) Die Errichtung einer Staats⸗ 
Lotterie ohne Ein ſatz, welche in 21 Ziehungen 
über 172 Mill. Thlr. Gewinne gewährt. — 4) Die 
Amortiſation der ganzen preußiſchen Staatsſchuld 
binnen 12 Jahren. — 5) Die Gründung cines 
Staatsſchutzes von 68 Millionen Thaler. — 6) Die 
Errichtung öffentlicher Getreide-Magazine im We: 
laufe von 2 Mill Thaler. — 7) Die Vermehrung 
der Vorſchuß⸗Kapitale für Darlehnsbanken. — 8) 
Die Bildung eines ſelbſiſtändigen Fonds von circa 
20 Millionen Thaler für Darlehnsdanken. 


6, uhr Kone 05 
Poſen, den 23. November 1818. 
Der Vorſtand. 


Für die Dürgergefs lſchaft heute Abends 
nzert 5 


Präservativ- und 
Hülfsmittel 


gegen Husten und Heiserkeit, bei katarrhalischem 

Schnupfen, entzündlichen Katarrbalischen und 

rheumatischen Affektionen der Branchien und 
des Halses 


Klahms Dr. Graefesche 
Brust- Thee- Bonbons 


. das Pfund à 10 Sgr. 

sind nur einzig und allein acht in der Haupt- 

Niederlage fur das Grossherzogthum Posen 

bei E. Busch in Posen, Friedrichssträsse No. 25. 

Erost C. K lahm, Gesundheits Bonbon Fa: 
brikant in Berlin. 7 


errichtet, und zwar: 


bei den Herren H. Knaster, Halbdörfstr. No. 6. 


3 Pineus; Wilhelmstr. No. 21. 


1 und sind die Herren ermächligt ebenfalls zu Fa. 
brikpreisen zu verkaufen, , E. B 


usch, 


auf das Jahr 5609 (1840) iſt ſür 123 Sgr. zu ba⸗ 
ben bei „J. Heine. 


* 93 

Ich habe wiedetum einen Transport 
9 — den berühmten Engliſchen Fettochfen 
ohne Hörner per Eiſenbahn erbalten, und verkaufe 
ich von heute ab das Pfund Fleiſc a4 Sge ohne 
Beilage, und a 31 Sor. mit Beilage. Da ſich die⸗ 
ſes Fleiſch zum ökeln beſonders eignet, ſo erlaube 
ich mir, das ublikum darauf a 
Poſen, den 23. Nov. 181 


uſmerkſam zu ma⸗ 


chen. 818 


. t N ade 
Philipp Weitz junior, 
. Jiauüdiſche Fleiſchbank am Eingange links die erſte⸗ 
Zur Bequembiehkeit des gechrten Pablikums alla! 1 sin sicht 
habe ich hierorts ‚mehrere Spegial- Niederlagen 


Heute zum Abendbrod 
„ 
! g a Aber 1) „ 
bade C. Virtel, Jeſuitenſir. Res, 


